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Die wichtigsten  

FORDERUNGEN  
in aller Kürze:

•	 Zensur	stoppen: Unklare Rechtsbegriffe wie 
„Desinformation“ oder „schädliche Inhalte“ 
zur Moderierung von Inhalten müssen gestri-
chen werden.

•	 Monopolmacht	bekämpfen. Daten dürfen 
nicht mehr außerhalb der EU auf US-Servern 
gespeichert werden. Es braucht ein strenges 
Kartellrecht, um die Konzentration von Wirt-
schaftsmacht zu unterbinden.

•	 Alternativen	zu	Großkonzernen	schaffen.	
Eine öffentliche digitale Infrastruktur könnte 
Alternativen zu den privaten Monopolisten 
schaffen. Gleichwohl dürfen öffentliche Anbie-
ter nicht die Fehler des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks wiederholen und von Parteienfilz 
geprägt sein.

•	 Keine	Privilegien	für	große	Medien. Das 
Medienprivileg schützt Inhalte davor, gelöscht 
oder eingeschränkt zu werden. Dieser Schutz 
soll auch für kleinere unabhängige Medien ge-
währleistet werden.

• Die Inhaltsmoderation von Plattformen und 
Medien braucht eine Aufsicht, die überdehnte 
Eingriffe in die Meinungsfreiheit unterbindet.

•	 „Majestätsbeleidigung“	abschaffen.	Die 
Beleidigung von Politikern ist durch den be-
sonderen Paragraphen § 188 StGB verboten. 
Es gibt zu viele „Anzeigenhauptmeister“ in der 
Politik, die Bürger wegen der Beschimpfung 
von Politikern mit Strafanzeigen überziehen. 

• Die EU-Sanktionen	gegen	Einzelpersonen	
wegen	„Desinformation“	sind nicht rechts-
staatlich und gehören	abgeschafft. 

SERVICES ACT 
(DSA) 
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Das Internet hat unser Leben und unsere Kommunika-
tion radikal verändert. Und leider nicht nur zum Guten.
Immer mehr Nachrichten werden in sozialen Netzwerken 
gelesen, die von Monopolen und Tech-Milliardären be-
herrscht werden. Dies liegt auch daran, dass Menschen 
Dienste bevorzugen, die bereits von vielen anderen ver-
wendet werden. So machen die zehn größten digitalen An-
bieter über 50 % des weltweiten Datenverkehrs aus. 
Die moderne Kommunikationsinfrastruktur ist somit in 
privater Hand. Durch Algorithmen, Inhalts- und Modera-
tionsrichtlinien beeinflussen Plattformen maßgeblich, was 
gelesen, gesagt und gedacht wird. Außerdem schöpfen sie 
die Daten der Nutzer ab und werden auch in anderen Be-
reichen (zum Beispiel Musik-Streaming, Bezahlen im Inter-
net) immer mächtiger. 

ZUSAMMENARBEIT VON STAAT UND 
PRIVATEN PLATTFORMEN
Gleichzeitig haben Regierungen ein Interesse daran, die 
öffentliche Meinung zu beeinflussen. Dies kann in einem 
„Digitalkonzernstaat“ münden, der mit Hilfe der Konzerne 
die Öffentlichkeit mit seinen Botschaften flutet und Gegen-
positionen sowie Opposition schwerer auffindbar macht. 

Dies geschieht etwa durch die Zusammenarbeit zwischen 
Digitalkonzernen, Regierungen und Dienstleistern bei der 

Inhaltsmoderation. Ein Beispiel hierfür sind die teilweise 
von den Konzernen finanzierten „Faktenchecker“. Diese 
melden Inhalte, die als „Desinformation“ identifiziert wur-
den. Das Problem dabei: Es gibt keine präzise Definition 
des Begriffs „Desinformation“. Die Folge ist, dass auch In-
halte gelöscht werden, die nicht strafbar sind und andere 
Meinungen vertreten als der Mainstream. So wurde etwa 
zunächst die These von einem Laborunfall als Ursprung 
der Corona-Krise von Facebook als Desinformation ein-
gestuft, obwohl dies mittlerweile die offizielle Position des 
deutschen Bundesnachrichtendienstes (BND) ist.

Darüber hinaus privilegiert das Europäische	Medienfrei-
heitsgesetz große Medien und schützt sie so besser vor 
Maßnahmen der Plattformmoderatoren (z. B. Löschungen).

DER DSA: EIN ZENSURMECHANISMUS? 
Der Digital	Services	Act	(DSA) ist ein Beispiel für die Zu-
sammenarbeit zwischen Staat und Konzernen. Die EU be-
schäftigt sich bereits seit 2015 mit der Bekämpfung von 
„Online-Desinformation“, wobei dies sehr einseitig	 auf	
die	 Bedrohung	 durch	 russische	 Desinformations-
kampagnen	reduziert	wird. Mittlerweile friert die EU so-
gar Konten von Journalisten ein, die etwa kritisch über den 
Gaza-Konflikt berichteten, weil diese „russische Narrative“ 
verbreiten würden – ohne jeden konkreten Beweis und 
ohne rechtliches Gehör. 

Offiziell soll der DSA die Nutzer vor „Desinformation“, „Ma-
nipulation“ und „rechtswidrigen Inhalten“ schützen. In der 
Praxis sind diese Begriffe aber oft unklar. Tatsächlich ver-
sucht die EU mit dem DSA, eine Struktur	zur	Überwa-
chung	und	Kontrolle	von	Onlineinhalten	zu schaffen.
Die Plattformen sind dazu verpflichtet, ihre Inhalte zu mo-
derieren. Bei Verstößen drohen ihnen hohe Geldstrafen. 
Im Rahmen des DSA wurden die sogenannten „Trusted	
Flaggers“ eingeführt. Das sind von nationalen Aufsichts-
behörden zugelassene Privatfirmen, die Inhalte auf den 
Plattformen überwachen und mutmaßlich „rechtswidrige 
Inhalte“ melden sollen. Die Rolle der Trusted Flaggers steht 
allerdings als Gefahr	für	die	Meinungsfreiheit in der Kri-
tik: Besonders kritisch sind die unklare Definition im DSA 
von „rechtswidrigen Netzinhalten“ sowie die fehlende juris-
tische Expertise der Trusted Flaggers. 

WER BESTIMMT, WAS GESAGT      
WERDEN DARF?
Kritiker warnen davor, dass diese Instrumente für poli-
tisch motivierte Verfolgung missbraucht werden. Die	EU	
hat	 bereits	 Journalisten	 wie	 zum	 Beispiel	 Hüseyin	
Dogru	 mit	 Verweis	 auf	 angebliche	 Desinformation	
sanktioniert. Laut Experten sind zahlreiche Elemente des 
EU-Sanktionsrahmens gegen „Desinformation” mit dem 
Unionsrecht unvereinbar. Es darf nicht sein, dass Jour-
nalisten ohne Anhörung und Verteidigung von der EU in 
Geheimverfahren mit Sanktionen belegt werden. Das be-
deutet, dass sie keinen Zugriff mehr auf ihre Konten haben 
und nicht mehr frei reisen und arbeiten können.  
Insgesamt kann diese Entwicklung, bei der staatliche und 
private Akteure gemeinsam Einfluss auf die öffentliche 
Kommunikation ausüben, zu Eingriffen	 in	 die	 Privat-
sphäre	und	die	Meinungsfreiheit führen.
Auch im nationalen Recht kann Kritik an Politikern zu Stra-
fen führen: § 188 StGB sorgt für einen besonderen Schutz 
von Politikern vor bestimmten Äußerungen. Dies wird kri-
tisiert, da dadurch mehr	Strafanzeigen	gegen	Bürger 
möglich sind und die Grenze zwischen legitimer Kritik und 
strafbarer Äußerung unklar sein kann.


